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122. Gesetz vom 4. Oktober 2012, mit dem das Tiroler Krankenanstaltengesetz geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

A r t i k e l  I
Änderung des Tiroler 

Krankenanstaltengesetzes

Das Tiroler Krankenanstaltengesetz, LGBl. Nr.
5/1958, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr.
32/2011, wird wie folgt geändert:

1. Im Abs. 1 des § 2a wird in der lit. a die Wortfolge
„Standardkrankenanstalten mit bettenführenden Abtei-
lungen zumindest für“ durch die Wortfolge „Standard-
krankenanstalten nach Maßgabe des Abs. 5 mit Abtei-
lungen zumindest für“ ersetzt.

2. Im Abs. 1 des § 2a wird in der lit. b die Wortfolge
„Schwerpunktkrankenanstalten mit bettenführenden
Abteilungen zumindest für“ durch die Wortfolge
„Schwerpunktkrankenanstalten nach Maßgabe des
Abs. 5 mit Abteilungen zumindest für“ ersetzt.

3. Der Abs. 2 des § 2a hat zu lauten:
„(2) Krankenanstalten, die neben den Aufgaben nach

§ 1 ganz oder teilweise der Forschung und Lehre einer
Medizinischen Universität dienen, sind Zentralkran-
kenanstalten im Sinn des Abs. 1 lit. c.“

4. Im Abs. 3 des § 2a hat der erste Satz zu lauten:
„Die im Abs. 1 genannten Voraussetzungen gelten

auch als erfüllt, wenn die dort vorgesehenen Abteilun-
gen oder sonstigen Organisationseinheiten zwar örtlich
getrennt untergebracht, aber funktionell-organisato-
risch verbunden sind.“

5. Der Abs. 5 des § 2a hat zu lauten:
„(5) Mit Bewilligung der Landesregierung kann für

Krankenanstalten nach Abs. 1 lit. a und b und nach Maß-
gabe des § 2b die Einrichtung folgender reduzierter
Organisationsformen vorgesehen werden:

1. Departements
a) für Unfallchirurgie in Form von Satellitendeparte-

ments (§ 2b Abs. 2 Z. 1),

b) für Akutgeriatrie/Remobilisation im Rahmen von
Abteilungen für Innere Medizin oder Abteilungen für
Neurologie,

c) für Plastische, Ästhetische und Rekonstruktive
Chirurgie im Rahmen von Abteilungen für Chirurgie,

d) für Psychosomatik für Erwachsene vorrangig im
Rahmen von Abteilungen für Psychiatrie oder für In-
nere Medizin und

e) für Kinder- und Jugendpsychosomatik vorrangig
im Rahmen von Abteilungen für Kinder- und Jugend-
heilkunde oder für Kinder- und Jugendpsychiatrie.

2. Fachschwerpunkte für die medizinischen Sonder-
fächer Augenheilkunde und Optometrie, Hals-, Nasen-
und Ohrenkrankheiten, Mund-, Kiefer- und Gesichts-
chirurgie, Orthopädie und Orthopädische Chirurgie
sowie Urologie,

3. dislozierte Wochenkliniken für jedes Sonderfach
sowie

4. dislozierte Tageskliniken für jedes Sonderfach.
Die Einrichtung reduzierter Organisationsformen ist

mit Ausnahme von Departements für Psychosomatik
(Z. 1 lit. d und e) nur in begründeten Ausnahmefällen,
etwa zur Abdeckung von Versorgungslücken in peri-
pheren Regionen oder zur Herstellung einer regional
ausgewogenen Versorgung zulässig, wenn ein wirt-
schaftlicher Betrieb einer Abteilung mangels ausrei-
chender Auslastung nicht erwartet werden kann.“

6. Der Abs. 6 des § 2a wird aufgehoben.
7. Nach § 2a werden folgende Bestimmungen als

§§ 2b und 2c eingefügt:
„§ 2b

Fachrichtungsbezogene 
Organisationsformen

(1) Abteilungen sind bettenführende Einrichtungen,
die zeitlich uneingeschränkt zu betreiben sind und die
im Rahmen der Abdeckung des fachrichtungsbezoge-
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nen Versorgungsbedarfs der Bevölkerung in ihrem Ein-
zugsbereich nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 die jederzei-
tige Verfügbarkeit fachärztlicher Akutversorgung an-
staltsbedürftiger Personen im jeweiligen Sonderfach
sicherzustellen haben.

(2) Neben Abteilungen bzw. an Stelle von Abteilun-
gen können nach Maßgabe des § 2a Abs. 5 folgende fach-
richtungsbezogene Organisationsformen als Organisa-
tionseinheiten vorgehalten werden:

1. Departements als bettenführende Einrichtungen
mit eingeschränktem Leistungsangebot im Sinn der
Leistungsmatrix des Österreichischen Strukturplanes
Gesundheit für Unfallchirurgie (Satellitendepartement)
oder Plastische, Ästhetische und Rekonstruktive Chi-
rurgie mit jeweils 15 bis 24 Betten, für Akutgeriatrie/
Remobilisation mit mindestens 20 Betten sowie für
Psychosomatik und Kinder- und Jugendpsychosomatik
mit mindestens zwölf Betten. Departements müssen mit
Ausnahme von Satellitendepartements für Unfallchi-
rurgie nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 zeitlich uneinge-
schränkt betrieben werden, über mindestens drei Fach-
ärzte der vorgehaltenen Fachrichtung verfügen und im
Rahmen einer Fachabteilung innerhalb der Krankenan-
stalt nach Maßgabe des § 2a Abs. 5 Z. 1 eingerichtet wer-
den. Satellitendepartements für Unfallchirurgie sind
organisatorisch Teil jener Krankenanstalt, in der sie be-
trieben werden. Die ärztliche Versorgung der Satelli-
tendepartements ist von einer Abteilung für Unfallchi-
rurgie einer anderen Krankenanstalt oder – im Fall einer
Krankenanstalt mit mehreren Standorten – von einer
Abteilung für Unfallchirurgie an einem anderen Kran-
kenanstaltenstandort sicherzustellen.

2. Fachschwerpunkte als bettenführende Einrichtun-
gen mit acht bis vierzehn Betten und mit auf elektive
Eingriffe eingeschränktem Leistungsangebot im Sinn
der Leistungsmatrix des Österreichischen Strukturpla-
nes Gesundheit für die medizinischen Sonderfächer
nach § 2a Abs. 5 Z. 2. Fachschwerpunkte können ein-
geschränkte Betriebszeiten aufweisen, wenn außerhalb
dieser Betriebszeiten eine Rufbereitschaft sichergestellt
ist. Fachschwerpunkte müssen über mindestens zwei
Fachärzte der vorgehaltenen Fachrichtung sowie erfor-
derlichenfalls über weitere Fachärzte zur Abdeckung
der Rufbereitschaft verfügen und an eine Abteilung der-
selben Fachrichtung einer anderen Krankenanstalt an-
gebunden sein. Die Einrichtung von Fachschwerpunk-
ten kann in Standardkrankenanstalten nach § 2a Abs. 1
lit. a in Ergänzung zu den vorzuhaltenden Abteilungen
sowie in Schwerpunktkrankenanstalten nach § 2a Abs. 1
lit. b auch als Ersatz von vorzuhaltenden Abteilungen
erfolgen.

3. Dislozierte Wochenkliniken als bettenführende
Einrichtungen, deren ärztliche Versorgung durch eine
Abteilung derselben Fachrichtung erfolgt, die in einer
anderen Krankenanstalt bzw. an einem anderen Kran-
kenanstaltenstandort eingerichtet ist (Mutterabtei-
lung). Sie dienen zur Durchführung von Behandlungen
mit kurzer Verweildauer, wobei das Leistungsangebot
auf Basisversorgungsleistungen im Sinn der Leistungs-
matrix des Österreichischen Strukturplanes Gesundheit
eingeschränkt ist. Die Einrichtung dislozierter Wochen-
kliniken ist nur in Standardkrankenanstalten nach § 2a
Abs. 1 lit. a und in Schwerpunktkrankenanstalten nach
§ 2a Abs. 1 lit. b in Ergänzung zu den vorzuhaltenden
Abteilungen der Krankenanstalten zulässig. Dislozierte
Wochenkliniken müssen, sofern die Anstaltsordnung
keine abweichenden Regelungen für Feiertage im Sinn
des § 10 Abs. 1 lit. f enthält, jedenfalls von Montag früh
bis Freitag abends zeitlich uneingeschränkt betrieben
werden. Im Bedarfsfall ist durch die Mutterabteilung die
erforderliche Weiterbetreuung nicht entlassener Patien-
tinnen und Patienten außerhalb der Betriebszeit sicher-
zustellen.

4. Dislozierte Tageskliniken als bettenführende Ein-
richtungen an Standorten von Krankenanstalten ohne
vollstationäre bettenführende Einrichtung (Abteilung,
Departement oder Fachschwerpunkt) desselben Son-
derfaches mit einem auf tagesklinisch elektiv erbring-
bare konservative und operative Leistungen einge-
schränkten Leistungsangebot im Sinn der Leistungsma-
trix des Österreichischen Strukturplanes Gesundheit.
Dislozierte Tageskliniken können in der betreffenden
Krankenanstalt entweder eigenständig geführt und an
eine Abteilung derselben Fachrichtung einer anderen
Krankenanstalt angebunden werden oder auch als bet-
tenführende Einrichtungen eingerichtet werden, deren
ärztliche Versorgung durch eine Abteilung derselben
Fachrichtung erfolgt, die in einer anderen Krankenan-
stalt bzw. an einem anderen Krankenanstaltenstandort
eingerichtet ist (Mutterabteilung). Sie weisen einge-
schränkte Betriebszeiten auf. Außerhalb der Betriebs-
zeit ist jedenfalls die erforderliche postoperative und
konservative Nachsorge sicherzustellen. Dislozierte
Tageskliniken können in Standardkrankenanstalten
nach § 2a Abs. 1 lit. a und in Schwerpunktkrankenan-
stalten nach § 2a Abs. 1 lit. b in Ergänzung zu den vor-
zuhaltenden Abteilungen eingerichtet werden.

§ 2c
Referenzzentren

Als Referenzzentren werden spezialisierte Struktu-
ren im Rahmen der bettenführenden Organisations-
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strukturen bezeichnet, die grundsätzlich in Schwer-
punkt- oder Zentralkrankenanstalten zur Bündelung
der Erbringung komplexer Leistungen für folgende Be-
reiche eingerichtet werden können: 

1. Herzchirurgie, Thoraxchirurgie, Gefäßchirurgie,
Transplantationschirurgie, Interventionelle Kardiolo-
gie, Onkologische Versorgung, Stammzelltransplanta-
tion, Nuklearmedizinische stationäre Therapie und
Nephrologie für Erwachsene einschließlich Kinder, die
das 15. Lebensjahr vollendet haben, sowie

2. Herzchirurgie, Transplantationschirurgie, Inter-
ventionelle Kardiologie, Onkologische Versorgung und
Stammzelltransplantation für Kinder, die das 15. Le-
bensjahr noch nicht vollendet haben.“

8. Im § 9a erhält der bisherige Wortlaut die Absatz-
bezeichnung „(1)“ und wird folgende Bestimmung als
Abs. 2 angefügt:

„(2) Die Träger der öffentlichen sowie der privaten
gemeinnützigen Krankenanstalten haben dafür Sorge zu
tragen, dass für die in Betracht kommenden Organisa-
tionseinheiten ein transparentes Wartelistenregime in
anonymisierter Form für elektive Operationen sowie für
Fälle invasiver Diagnostik zumindest für die Sonder-
fächer Augenheilkunde und Optometrie, Orthopädie
und orthopädische Chirurgie sowie Neurochirurgie ein-
gerichtet wird, sofern jeweils Wartezeiten von regelmä-
ßig mehr als vier Wochen bestehen. Im Rahmen des
transparenten Wartelistenregimes ist eine Reihung der
Patienten vorzunehmen. Kriterien für die Reihung stel-
len dabei insbesondere die Art der Indikationsstellung
für den Eingriff sowie die Dringlichkeit der Durchfüh-
rung nach medizinischen Priorisierungskriterien dar.
Die Gesamtzahl der vorgemerkten Patienten je Organi-
sationseinheit sowie die davon auf die Sonderklasse ent-
fallenden Patienten sind ebenfalls ersichtlich zu machen.
Der für einen Eingriff vorgemerkte Patient ist auf Ver-
langen über die voraussichtliche Wartezeit zu informie-
ren. Dabei ist nach Maßgabe der technischen Möglich-
keiten tunlichst eine Information auf elektronischem
Weg zu ermöglichen.“

9. Der Abs. 6 des § 9b hat zu lauten:
„(6) Die Träger der Krankenanstalten haben an einer

regelmäßigen österreichweiten Qualitätsberichterstat-
tung teilzunehmen und die dafür nach § 6 des Bun-
desgesetzes zur Qualität von Gesundheitsleistungen,
BGBl. I Nr. 179/2004, erforderlichen nicht personen-
bezogenen Daten dem für das Gesundheitswesen zu-
ständigen Bundesminister sowie der Landesregierung
zur Verfügung zu stellen, soweit diese nicht ohnehin auf-
grund anderer Dokumentationsverpflichtungen zu mel-
den sind.“

10. Die Abs. 1 und 2 des § 10 haben zu lauten:
„(1) Der Träger der Krankenanstalt hat deren inne-

ren Betrieb durch eine Anstaltsordnung zu regeln. Diese
hat insbesondere Bestimmungen zu enthalten über:

a) den Träger und die Art (§ 1 Abs. 3) der Kranken-
anstalt;

b) die Aufgaben und Einrichtungen der Krankenan-
stalt, bei allgemeinen Krankenanstalten und bei Sonder-
krankenanstalten auch eine allfällige Gliederung in
Abteilungen sowie in allfällige andere fachrichtungsbe-
zogene Organisationsformen für Akutkranke und all-
fällige zusätzliche Einrichtungen für Langzeitbehand-
lung oder innerhalb von Abteilungen in Pflegegruppen
für die Behandlung Akutkranker und für Langzeitbe-
handlung;

c) die Organisation der Krankenanstalt, bei betten-
führenden Krankenanstalten insbesondere auch nähere
Bestimmungen über die kollegiale Führung (§ 10a);

d) die Grundzüge ihrer Verwaltung und ihrer Be-
triebsform, insbesondere, ob anstatt oder neben der
herkömmlichen Art der Betriebsform anstaltsbedürf-
tige Personen nur einmalig über Tag (Tagesklinik) oder
über Nacht (Nachtklinik) oder längerfristig im halbsta-
tionären Bereich, wo sie nur über Tag oder nur über
Nacht verweilen, oder in sonstigen Betriebsformen nach
Abs. 7 aufgenommen werden;

e) Regelungen betreffend die Leitung der in § 2b ge-
nannten fachrichtungsbezogenen Organisationsformen
sowie der in Abs. 7 genannten Betriebsformen;

f) Regelungen über den Betrieb von dislozierten
Wochenkliniken an Feiertagen;

g) die Dienstpflichten aller in der Krankenanstalt be-
schäftigten Personen, insbesondere auch einen Hinweis
auf die Verschwiegenheitspflicht und die Ahndung ihrer
Verletzung, sowie Bestimmungen über die regelmäßige
Abhaltung von Dienstbesprechungen zwischen den da-
für in Betracht kommenden Berufsgruppen;

h) den für die Aufnahme in die Krankenanstalt in Be-
tracht kommenden Personenkreis und die Bedingungen
der Aufnahme und der Entlassung der Pfleglinge;

i) das von den Pfleglingen, den Besuchern und den
sich zur Ausbildung in der Krankenanstalt befindlichen
Personen zu beobachtende Verhalten;

j) die Festlegung jener Räume, in denen das Rauchen
gestattet ist;

k) die Behandlung der Beschwerden von Pfleglingen,
deren Angehörigen oder deren Vertrauenspersonen;

l) Regelungen zum Innenverhältnis zwischen Kran-
kenanstalten bei fachrichtungsbezogenen Organisa-
tionseinheiten nach § 2b oder in dislozierten Betriebs-
formen nach Abs. 7.
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(2) Die einzelnen Organisationseinheiten und Pflege-
gruppen sind hinsichtlich ihrer Bettenzahl unter Be-
rücksichtigung des Faches und des Fortschrittes der
Medizin in einer überschaubaren Größe zu halten, so-
fern nicht ohnehin eine Beschränkung der Bettenzahl
nach § 2b Abs. 2 besteht. Stehen Betten für Pfleglinge
verschiedener Organisationseinheiten im Sinn einer
interdisziplinären Belegung zur Verfügung, so ist durch
geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass die Pfleg-
linge jederzeit zweifelsfrei einer bestimmten fachrich-
tungsspezifischen Organisationseinheit zugeordnet
werden können.“

11. Im Abs. 5 des § 10 haben die lit. b und c zu lauten:
„b) die Teile der Anstaltsordnung nach Abs. 1 lit. a,

b, d, h, i, j und k den Pfleglingen in geeigneter Weise zu-
gänglich zu machen;

c) jenen Teil der Anstaltsordnung, der das Verhalten
der Pfleglinge und Besucher regelt (Abs. 1 lit. i), an ge-
eigneter, leicht zugänglicher Stelle auszuhängen.“

12. Im § 10 wird nach Abs. 6 folgende Bestimmung
als Abs. 7 angefügt:

„(7) Neben einem auf eine Fachrichtung beschränk-
ten, zeitlich uneingeschränkten Betrieb sind folgende
Betriebsformen in Krankenanstalten zulässig:

1. Interdisziplinär geführte Bereiche zur Behandlung
von Pfleglingen verschiedener Fachrichtungen, die in
der Krankenanstalt in einer der fachrichtungsbezogenen
Organisationsformen nach § 2b vorgehalten werden. Es
ist sicherzustellen, dass die Pfleglinge jederzeit zwei-
felsfrei einer bestimmten Fachrichtung zugeordnet
werden können.

2. Wochenklinisch geführte Bettenbereiche für sta-
tionäre Behandlungen von Fällen, in denen die Entlas-
sung innerhalb der bewilligten Betriebszeit zu erwarten
ist. Wochenkliniken können auf die jeweilige Fachrich-
tung beschränkt oder interdisziplinär im Sinn der Z. 1
betrieben werden.

3. Tagesklinisch geführte Bettenbereiche zur tages-
klinischen Behandlung (Aufnahme und Entlassung am
selben Tag). Das Leistungsspektrum ist auf tagesklinisch
erbringbare konservative und elektive operative Leis-
tungen beschränkt. Tageskliniken können auf die jewei-
lige Fachrichtung beschränkt oder interdisziplinär im
Sinn der Z. 1 betrieben werden.

4. Zentrale Aufnahme- und Erstversorgungseinhei-
ten als Einrichtungen mit uneingeschränkter Betriebs-
zeit, die aus einer Erstversorgungsambulanz und einem
Aufnahmebereich mit bewilligungspflichtigen (syste-
misierten) Betten zur stationären Beobachtung von
Pfleglingen für längstens 24 Stunden bestehen. Das zu-
lässige Leistungsspektrum umfasst die Durchführung

ambulanter Erstversorgung von Akut- und Notfällen
inklusive basaler Unfallversorgung sowie Erstbegutach-
tung und erforderlichenfalls Erstbehandlung sonstiger
ungeplanter Zugänge samt Beurteilung des weiteren Be-
handlungsbedarfes und Weiterleitung zur Folgebehand-
lung in die dafür zuständige Fachstruktur innerhalb oder
außerhalb der jeweiligen erstversorgenden Krankenan-
stalt im stationären oder ambulanten Bereich, die kurze
stationäre Behandlung oder Beobachtung bis zu 24
Stunden sowie die organisatorische Übernahme unge-
planter stationärer Aufnahmen außerhalb der Routine-
Betriebszeiten (Nachtaufnahmen) mit Verlegung auf
geeignete Normalpflegebereiche bei Beginn der Rou-
tinedienste (Tagdienst). Eine dislozierte Führung dieser
Einrichtungen ist nur in begründeten Ausnahmefällen,
etwa zur Abdeckung von Versorgungslücken in peri-
pheren Regionen oder zur Herstellung einer regional
ausgewogenen Versorgung zulässig.

5. Ambulante Erstversorgungseinheiten als interdis-
ziplinäre Struktur zur Erstbegutachtung und erforder-
lichenfalls Erstbehandlung samt Beurteilung des weite-
ren Behandlungsbedarfes und erforderlichenfalls Wei-
terleitung der Pfleglinge in die erforderliche ambulante
oder stationäre Versorgungsstruktur. Ambulante Erst-
versorgungseinheiten können über eine angemessene
Zahl von nicht bewilligungspflichtigen Betten (Funk-
tionsbetten) verfügen, die für eine kurzfristige Unter-
bringung zur Durchführung ambulanter diagnostischer
und therapeutischer Maßnahmen unentbehrlich ist.
Disloziert geführte ambulante Erstversorgungseinhei-
ten sind zeitlich uneingeschränkt zu betreiben. Ambu-
lante Erstversorgungseinheiten, die örtlich in einer
Krankenanstalt oder in unmittelbarer Nähe einer Kran-
kenanstalt betrieben werden, können den Betrieb für
maximal acht Stunden, die tageszeitlich in der Anstalts-
ordnung festzulegen sind, einstellen, wenn die Erfüllung
ihrer Aufgaben durch die Krankenanstalt in anderer
Form sichergestellt ist. Im Übrigen sind Z. 4 und § 38
sinngemäß anzuwenden.“

13. Im Abs. 2 des § 11 wird folgender Satz angefügt:
„In Abteilungen von Krankenanstalten, in deren Rah-

men Departements geführt werden, kommt die Verant-
wortung für die zu erfüllenden ärztlichen Aufgaben für
das Departement nicht dem mit der Führung der Ab-
teilung betrauten Arzt, sondern dem Leiter des Depar-
tements zu.“

14. § 11a hat zu lauten:

„§ 11a

(1) Die organisatorische Gliederung von Abteilun-
gen und sonstigen Organisationseinheiten des allge-
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meinen öffentlichen Landeskrankenhauses Innsbruck,
die als Universitätskliniken oder als Klinische Institute
in Klinische Abteilungen gegliedert sind, ist vom Träger
des allgemeinen öffentlichen Landeskrankenhauses
Innsbruck mit der Medizinischen Universität Innsbruck
abzustimmen. Der Organisationsplan für den Klini-
schen Bereich bedarf der Genehmigung der Landesre-
gierung (§ 5).

(2) Kann im Hinblick auf die organisatorische Glie-
derung des Klinischen Bereiches oder deren Änderung
kein Einvernehmen zwischen der Medizinischen Uni-
versität Innsbruck und dem Träger des allgemeinen
öffentlichen Landeskrankenhauses Innsbruck herbei-
geführt werden, so kann der Träger des allgemeinen
öffentlichen Landeskrankenhauses Innsbruck Organi-
sationseinheiten außerhalb des Klinischen Bereiches der
Medizinischen Universität Innsbruck (bettenführend
bzw. nicht bettenführend) einrichten, wenn dies erfor-
derlich ist, um die öffentliche Anstaltspflege sicherzu-
stellen.

(3) In Abteilungen und sonstigen Organisationsein-
heiten des allgemeinen öffentlichen Landeskranken-
hauses Innsbruck, die als Universitätskliniken oder als
Klinische Institute in Klinische Abteilungen gegliedert
sind, kommt die Verantwortung für die zu erfüllenden
ärztlichen Aufgaben nicht dem nach § 11 Abs. 2 mit der
Führung der Abteilung bzw. sonstigen Organisations-
einheit betrauten Arzt, sondern dem Leiter der Klini-
schen Abteilung zu.

(4) In gemeinsamen Einrichtungen von Kliniken und
Instituten an der Medizinischen Universität Innsbruck,
zu deren Aufgaben auch die Erbringung ärztlicher Leis-
tungen gehört, kommt die Verantwortung für diese ärzt-
lichen Aufgaben dem Leiter der gemeinsamen Einrich-
tung zu.“

15. Im Abs. 1 des § 12 hat die lit. c zu lauten:
„c) in Schwerpunktkrankenanstalten jedenfalls in den

Abteilungen und sonstigen Organisationseinheiten für
Anästhesiologie und Intensivmedizin, Chirurgie, Innere
Medizin, Frauenheilkunde und Geburtshilfe, Kinder-
und Jugendheilkunde, Neurochirurgie, Psychiatrie und
Unfallchirurgie ein Facharzt des betreffenden Sonder-
faches in der Anstalt dauernd anwesend ist; im Übrigen
kann im Nachtdienst sowie vorübergehend im Wochen-
end- und Feiertagsdienst von der ständigen Anwesen-
heit von Fachärzten in den weiteren bettenführenden
Abteilungen und sonstigen Organisationseinheiten ab-
gesehen werden, wenn stattdessen eine Rufbereitschaft
eingerichtet ist;“

16. Im Abs. 1 des § 12 erhalten die bisherigen lit. f
und g die Buchstabenbezeichnungen „h)“ und „i)“ und

werden nach lit. e folgende Bestimmungen als neue lit. f
und g eingefügt:

„f) in dislozierten Wochenkliniken die Bestimmun-
gen zur Rufbereitschaft nach lit. c und d sinngemäß an-
zuwenden sind, wobei außerhalb der Betriebszeiten von
einer dauernden Anwesenheit von Fachärzten der in
Betracht kommenden Sonderfächer abgesehen werden
kann, wenn im Bedarfsfall die Weiterbetreuung der
Pfleglinge durch die Mutterabteilung sichergestellt ist;

g) in dislozierten Tageskliniken außerhalb der Be-
triebszeiten von einer dauernden Anwesenheit von Fach-
ärzten der in Betracht kommenden Sonderfächer abge-
sehen werden kann, wenn die erforderliche postoperati-
ve und konservative Nachsorge sichergestellt ist;“

17. Der Abs. 1 des § 12a hat zu lauten:
„(1) Zur Beurteilung der klinischen Prüfung von Arz-

neimitteln und Medizinprodukten, der Anwendung
neuer medizinischer Methoden und nicht-interventio-
neller Studien (biomedizinische Forschungsvorhaben)
sowie angewandter medizinischer Forschung, der
Durchführung von Pflegeforschungsprojekten (experi-
mentellen oder Pflegeinterventionsstudien) sowie der
Anwendung neuer Pflege- und Behandlungskonzepte
und neuer Pflege- und Behandlungsmethoden in Kran-
kenanstalten in Tirol hat der Träger des allgemeinen öf-
fentlichen Landeskrankenhauses (Universitätsklini-
ken) Innsbruck an dieser Anstalt eine Ethikkommission
einzurichten. Er hat durch Bereitstellung der erforder-
lichen Personal- und Sachausstattung der Ethikkom-
mission zu ermöglichen, ihre Tätigkeit fristgerecht
durchzuführen.“

18. Der Abs. 7 des § 12a hat zu lauten:
„(7) Die Ethikkommission hat sich in einem ausge-

wogenen Verhältnis aus Frauen und Männern zusam-
menzusetzen. Sie hat mindestens zu bestehen aus:

a) einem Arzt, der im Inland zur selbstständigen Be-
rufsausübung berechtigt und weder ärztlicher Leiter der
betreffenden Krankenanstalt noch Prüfer bzw. Klini-
scher Prüfer ist,

b) einem Facharzt, der nicht Prüfer ist und in dessen
Sonderfach das jeweilige biomedizinische Forschungs-
vorhaben oder das angewandte medizinische For-
schungsprojekt fällt, oder gegebenenfalls einem Zahn-
arzt oder einem sonstigen entsprechenden Angehörigen
eines Gesundheitsberufes, der nicht Prüfer ist,

c) einem Vertreter des gehobenen Dienstes für Ge-
sundheits- und Krankenpflege,

d) einem Juristen mit Erfahrung auf den Gebieten des
Strafrechts und des Schadenersatzrechts,

e) einem Pharmazeuten mit wissenschaftlicher Er-
fahrung,
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f) einer Person, die über biometrische Expertise ver-
fügt,

g) einem Bediensteten der Tiroler Patientenvertre-
tung,

h) einem Vertreter einer repräsentativen Behinderten-
organisation,

i) einem Vertreter der Senioren, welcher einer Senio-
renorganisation, deren Einrichtung dem Bundes-Senio-
rengesetz, BGBl. I Nr. 84/1998, entspricht, anzugehö-
ren hat,

j) einem Vertreter der organisierten chronisch Kran-
ken und

k) einer weiteren, nicht unter die lit. a bis j fallenden
Person, die mit der Wahrnehmung seelsorglicher Ange-
legenheiten in einer Krankenanstalt betraut ist oder die
sonst über die entsprechende ethische Kompetenz ver-
fügt.

Für jedes Mitglied ist ein in gleicher Weise qualifi-
zierter Vertreter zu bestellen.“

19. Der Abs. 16 des § 12a hat zu lauten:
„(16) Der Sponsor bzw. der sonst zur Befassung der

Ethikkommission Berechtigte oder Verpflichtete hat für
die Beurteilung eines Vorhabens nach Abs. 1 durch die
Ethikkommission einen angemessenen Beitrag zu deren
Verwaltungsaufwand an den Träger des allgemeinen
öffentlichen Landeskrankenhauses (Universitätsklini-
ken) Innsbruck zu leisten.“

20. § 12b hat zu lauten:

„§ 12b
Kinder- und Opferschutzgruppen, 

Gewaltschutzgruppen

(1) In allgemeinen öffentlichen Krankenanstalten mit
bettenführenden Abteilungen für Kinder- und Jugend-
heilkunde sind Kinderschutzgruppen einzurichten. So-
fern dies der besseren Erfüllung der Aufgaben nach
Abs. 2 dient, können auch für mehrere derartige Kran-
kenanstalten gemeinsam Kinderschutzgruppen einge-
richtet werden.

(2) Der Kinderschutzgruppe obliegt die Früherken-
nung von Gewalt an Kindern oder Vernachlässigung von
Kindern und die Sensibilisierung der in Betracht kom-
menden Berufsgruppen für Gewalt an Kindern sowie die
Früherkennung von häuslicher Gewalt an Opfern, die
das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben.

(3) Der Kinderschutzgruppe haben jedenfalls anzu-
gehören:

a) ein Facharzt für Kinder- und Jugendheilkunde oder
ein Facharzt für Kinderchirurgie,

b) ein Vertreter des Krankenpflegedienstes,
c) eine Person, die zur psychologischen oder psycho-

therapeutischen Versorgung in der Krankenanstalt tätig
ist.

Die Kinderschutzgruppe kann im Einzelfall be-
schließen, einen Vertreter des zuständigen Jugendwohl-
fahrtsträgers beizuziehen.

(4) In allgemeinen öffentlichen Krankenanstalten
sind Opferschutzgruppen für volljährige Betroffene
häuslicher Gewalt einzurichten. Sofern dies der besse-
ren Erfüllung der Aufgaben nach Abs. 5 dient, können
auch für mehrere derartige Krankenanstalten gemein-
sam Opferschutzgruppen eingerichtet werden.

(5) Der Opferschutzgruppe obliegt die Früherken-
nung von häuslicher Gewalt und die Sensibilisierung der
in Betracht kommenden Berufsgruppen für häusliche
Gewalt an volljährig Betroffenen.

(6) Der Opferschutzgruppe haben jedenfalls anzu-
gehören:

a) ein Facharzt für Unfallchirurgie sowie ein Fach-
arzt für Frauenheilkunde und Geburtshilfe,

b) ein Vertreter des Krankenpflegedienstes,
c) eine Person, die zur psychologischen oder psycho-

therapeutischen Versorgung in der Krankenanstalt tätig
ist.

(7) Anstelle einer Kinderschutzgruppe und einer
Opferschutzgruppe kann in einer Krankenanstalt auch
eine Gewaltschutzgruppe eingerichtet werden. Diese
nimmt die Aufgaben sowohl nach Abs. 2 als auch nach
Abs. 5 in der jeweiligen personellen Zusammensetzung
nach Abs. 3 oder nach Abs. 6 wahr. Sofern dies der bes-
seren Erfüllung der Aufgaben nach Abs. 2 und nach Abs. 5
dient, können auch für mehrere Krankenanstalten ge-
meinsam Gewaltschutzgruppen eingerichtet werden.“

21. Im Abs. 1 des § 15 wird in der lit. e der letzte Satz
aufgehoben.

22. § 22 hat zu lauten:

„§ 22
Begriff

Öffentliche Krankenanstalten sind Krankenanstalten
der im § 1 Abs. 3 lit. a, b und c bezeichneten Arten, denen
das Öffentlichkeitsrecht verliehen wurde.“

23. Im Abs. 4 des § 31b hat die lit. c zu lauten:
„c) bei der Verordnung von Arzneimitteln für die Ver-

sorgung nach der Entlassung von mehreren therapeu-
tisch gleichwertigen Arzneimitteln das im Fall einer ent-
geltlichen Beschaffung ökonomisch günstigste gewählt
und, wenn medizinisch vertretbar, der vom Hauptver-
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band der österreichischen Sozialversicherungsträger
herausgegebene Erstattungskodex und die darin enthal-
tenen Richtlinien für die ökonomische Verschreibweise
berücksichtigt werden;“

24. Im § 31b wird nach Abs. 6a folgende Bestimmung
als Abs. 6b eingefügt:

„(6b) Die Mitglieder der Arzneimittelkommission
haben allfällige Beziehungen zur pharmazeutischen In-
dustrie oder Medizinprodukteindustrie gegenüber dem
Träger der Krankenanstalt offenzulegen. Sie haben sich
ihrer Tätigkeit in der Arzneimittelkommission – unbe-
schadet weiterer allfälliger Befangenheitsgründe – in
allen Angelegenheiten zu enthalten, in denen eine Be-
ziehung zur pharmazeutischen Industrie oder Medizin-
produkteindustrie geeignet ist, ihre volle Unbefangen-
heit in Zweifel zu ziehen.“

25. Im § 33 wird nach Abs. 5 folgende Bestimmung
als Abs. 6 eingefügt:

„(6) Im Fall der Behandlung eines Pfleglings in fach-
richtungsbezogenen Organisationsformen (§ 2b) oder
in dislozierten Betriebsformen (§ 10 Abs. 7) ist der
Pflegling jener Krankenanstalt zuzurechnen, in der er
sich befindet.“

26. Der Abs. 5 des § 35 hat zu lauten:
„(5) Kann der Pflegling nicht sich selbst überlassen

werden, ist der Träger der Sozialhilfe rechtzeitig von der
Entlassung zu verständigen, wenn nicht die Übernahme
des Pfleglings durch Angehörige oder sonst ihm nahe-
stehende Personen bereits feststeht.“

27. Im § 38 wird nach Abs. 4 folgende Bestimmung
als Abs. 5 angefügt:

„(5) Untersuchungen und Behandlungen außerhalb
der Krankenanstalt dürfen in Ausnahmefällen durchge-
führt werden, soweit dies im öffentlichen Interesse liegt
und insbesondere zur Sicherstellung der Betreuungs-
kontinuität erforderlich ist. Die beabsichtigte Durch-
führung derartiger Untersuchungen und Behandlungen
ist der Landesregierung schriftlich anzuzeigen. Mit der
Durchführung der angezeigten Untersuchungen und
Behandlungen kann begonnen werden, soweit dies von
der Landesregierung nicht binnen sechs Wochen nach
dem Einlangen der Anzeige untersagt wird. Die Lan-
desregierung hat die Durchführung von Untersuchun-
gen und Behandlungen außerhalb der Krankenanstalt
mit Bescheid zu untersagen, soweit die Voraussetzun-
gen hierfür nicht vorliegen.“

28. Der Abs. 1 des § 48 hat zu lauten:
„(1) Die Träger der Fondskrankenanstalten haben

Vorkehrungen dafür zu treffen, dass der gesamte Da-

tenaustausch zwischen Krankenanstalten und Sozial-
versicherungsträgern für den stationären und ambulan-
ten Bereich elektronisch nach den bundesweit einheit-
lichen Datensatzaufbauten und Codeverzeichnissen
erfolgen kann. Die Träger der Fondskrankenanstalten
haben weiters dafür Sorge zu tragen, dass die e-card und
die e-card-Infrastruktur nach Maßgabe der technischen
Verfügbarkeit verwendet und im Zweifelsfall die Iden-
tität des Patienten und die rechtmäßige Verwendung der
e-card überprüft werden.“

29. Der Abs. 3 des § 54b hat zu lauten:
„(3) Geschlossene Bereiche dienen der Anhaltung

von psychisch Kranken, auf die das Unterbringungs-
gesetz, BGBl. Nr. 155/1990, zuletzt geändert durch das
Gesetz BGBl. I Nr. 18/2010, anzuwenden ist. Ge-
schlossene Bereiche von Sonderkrankenanstalten für
Psychiatrie dienen auch der Anhaltung von Personen,
deren Anhaltung oder vorläufige Anhaltung nach § 21
Abs. 1 StGB, § 71 Abs. 3 und § 167a StVG oder § 429
Abs. 4 StPO in einer Krankenanstalt oder Abteilung für
Psychiatrie angeordnet wurde, sofern für diese Perso-
nengruppen geeignete Organisationseinheiten beste-
hen, die von den geschlossenen Bereichen für die Unter-
bringung von Personen nach dem Unterbringungsge-
setz getrennt sind.“

30. Der Abs. 1 des § 60 hat zu lauten:
„(1) Die Beziehungen der Sozialversicherungsträger

(§ 52 Abs. 1) zu den privaten Krankenanstalten werden
durch privatrechtliche Verträge geregelt. Die Verträge
bedürfen zu ihrer Rechtsgültigkeit der Schriftform und
haben insbesondere nähere Bestimmungen über die Ein-
weisung, die im Zweifelsfall vorzunehmende Überprü-
fung der Identität des Patienten und die rechtmäßige
Verwendung der e-card, die Einsichtnahme in alle
Unterlagen für die Beurteilung des Krankheitsfalles, wie
z. B. in die Krankengeschichte, Röntgenaufnahmen,
Laboratoriumsbefunde, weiters über die ärztliche
Untersuchung durch einen vom Versicherungsträger
beauftragten Facharzt in der Anstalt im Einvernehmen
mit dieser zu enthalten. Die Träger der privaten Kran-
kenanstalten haben dafür Sorge zu tragen, dass die 
e-card und die e-card-Infrastruktur nach Maßgabe der
technischen Verfügbarkeit verwendet werden.“

31. Im Abs. 2 des § 62a wird in der lit. c vor dem Wort
„Organisationsformen“ das Wort „fachrichtungsbezo-
genen“ eingefügt.

32. Im Abs. 2 des § 62a hat die lit. d zu lauten:
„d) die maximalen Bettenzahlen je Fachrichtung be-

zogen auf die jeweilige Fondskrankenanstalt,“
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33. Im § 62a wird nach Abs. 3 folgende Bestimmung
als Abs. 4 eingefügt:

„(4) Die Landesregierung hat den auf Landesebene
zwischen dem Land und der Sozialversicherung in der
Gesundheitsplattform des Tiroler Gesundheitsfonds
abgestimmten Regionalen Strukturplan Gesundheit
Tirol in der jeweils aktuellen Fassung auf der Internet-
seite des Landes Tirol zu veröffentlichen.“

34. Nach § 62a wird folgende Bestimmung als § 62b
eingefügt:

„§ 62b
Qualitätskriterien

Die Landesregierung kann mit Verordnung nähere
Bestimmungen darüber erlassen, welche Qualitätskrite-
rien durch die in Betracht kommenden Krankenanstal-
ten einzuhalten sind. Dabei kann die Landesregierung
unter Bedachtnahme auf den Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit angemessene Fristen festlegen, innerhalb
deren die betroffenen Organisationseinheiten die Qua-
litätskriterien erfüllen müssen.“

35. Im Abs. 2 des § 64 wird nach der lit. j folgende
Bestimmung als lit. k eingefügt:

„k) nach § 38 Abs. 5 anzeigepflichtige Untersuchun-
gen und Behandlungen nicht oder nicht rechtzeitig an-

zeigt oder ohne Anzeige bzw. trotz Untersagung durch-
führt,“

A r t i k e l  I I
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft, soweit in den Abs. 2, 3 und 4
nichts anderes bestimmt ist.

(2) Art. I Z. 8 tritt vier Monate nach dem Ablauf des
Tages der Kundmachung dieses Gesetzes in Kraft.

(3) Opferschutz- bzw. Gewaltschutzgruppen nach
Art. I Z. 20 sind innerhalb von vier Monaten nach dem
Ablauf des Tages der Kundmachung des Gesetzes ein-
zurichten.

(4) Krankenanstalten, die Untersuchungen und Be-
handlungen im Sinn des § 38 Abs. 5 in der Fassung des
Art. I Z. 27 zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Gesetzes bereits durchführen, sind verpflichtet, dies
binnen zwei Monaten ab Inkrafttreten dieses Gesetzes
schriftlich der Landesregierung anzuzeigen. Soweit die
Durchführung von Untersuchungen und Behandlungen
nicht binnen sechs Wochen nach dem Einlangen der
Anzeige untersagt wird, darf diese weiterhin erfolgen.
Für die Untersagung gilt § 38 Abs. 5 in der Fassung des
Art. I Z. 27.
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